
Vorgänge
Entwicklung der gesellschaftlichen Strukturen distanzıert transparenter macht aber auch erleichtert. Darüber hin-
bıs kritisch VO außen zusehen, ware die Synode UMSONST Aaus ware überlegen, ob ein solches GremLium 1n. den
SCWESCNH. Angelegenheiten Beschlußrecht bekommen könnte,

die nıcht ın die Zuständigkeit einer einzelnen Diözese
oder ın die allerdings theologisch und kirchenrechtlich

Diıe Synode braucht eın Nachfolgeorgan präzıs begründende pastorale Verantwortung der
Bischöfte tallen. Auf keinen Fall dürfte eın derartiger

Einem solchen Rückzug 1NSs Ghetto das innerkırchlich „Rat® seıne Hauptbeschäftigung 1n der Erarbeitung VO  e}

urchaus als „solıde Mıtte“ erscheinen kann 1STt Papıeren finden W 4a5 nıcht heißt, da{fß siıch nıcht 1n
knappen Stellungnahmen aktuellen Problemen außernallen Umständen vorzubeugen. Eın Mıttel dazu könnte

se1n, da{ß INa  a} das 1n der Kirche 1U  —$ eiınmal nach langem könnte. Be1 einem Beratungsorgan, das grundsätzlıch Zu-
Dornröschenschlaf LECU erweckte synodale Prinzıp nıcht ständigkeiten un Verantwortlichkeiten nıcht verwischt,
sofort wıeder einschlätert. Für eiınen oftenen innerkirch- könnte INa  - sıch vorstellen, da{fß Bıschöte un Priester dar-
lıchen Dialog und für ıne sinnvolle Realıisierung des Be1i- 1n nıcht einma] über die Mehrheit verfügen. Eiınem Gre-

der Kırche Z gesellschaftlichen Wirklichkeit 1St e1in m1ıum VO  . 100 Miıtglıedern könnte neben den Diözesan-
remıum 01€ die Synode unersetzlich VOT allem, Wenn bischöfen (22) und einer ebenso yroßen Zahl VO  3 TIe-

in Zukunft eın noch breiteres Spektrum „volkskirch- s Ordensleuten und Theologen durchaus ıne Mayorı1-
liıcher Basıs“ spiegeln würde. Eıne alle zehn Jahre tAat VO  3 Laıen angehören.
Wahrung des Jjetzıgen Statuts usammentretende Synode, Wahrscheinlich hat eın derartiges Projekt 1n der CN-
die die Verwirklichung der jetzt verabschiedeten Be- wärtigen Sıtuation keinerlei Chancen. Es Iragt sıch NUur,
schlüsse untersuchen und gegebenentalls ıne NEUEC Vorlage ob nıcht doch der durch die wachsende Bedeutung der
produzieren würde, genugt nıcht auch WE iInNna  $ bei Bischotfskonferenz yewandelten Lage entspricht, da auch
Abschlufß der Synode VO  a seıten des Präsıdiums Ö autf ihrer Ebene WwW1e 1mM diözesanen Bereich eiIn „Rat“
einem 1n dieser Rıchtung VO  3 der vorletzten Vollver- exIistlert. Außerdem sollte INa  f nıcht übersehen, daß die
sammlung verabschiedeten Mınımalantrag (vgl Junı nachkonziliare Wertschätzung des synodalen Prinzıps in
1975 291) schon recht distanziıert gegenüberstand. Die der Kırche nıcht eın 5Symptom der Trendantfälligkeit und
nach überlanger Wartezeıt 1mM nächsten Jahr konstitu- keine bloße Lieblingsidee „progressiver“ Kirchenrechtler
ierende (Gemeinsame Konferenz Aaus Je Vertretern der ISt, sondern iıne große kirchliche Tradıtion 1M Rücken hat.
Bischofskonferenz und des Zentralkomitees der deutschen Man sollte deshalb Mangel Mut un Phantasıe Z

Katholiken dürfte ebenfalls nıcht das geeignetste Instru- Ausgestaltung der „Strukturen“ der Kırche nıcht miıt
Treue ZUr Tradıtion verwechseln. Diese TIreue bewährtInent se1n. Was gebraucht wırd, 1St eın Konsultativorgan

überschaubaren Ausmaßes, das einmal jährlich anstehende sıch vielmehr ın schöpferischen „Reproduktionen“ VO  3

Fragen bespricht und adurch den (0)88 1mM Rahmen der denen eın Nachfolgeorgan der Synode ine se1ın könnte.
Bischotskonferenz lautenden Entscheidungsfindungsproze(ß Hans eorg och

organge

distische un: die evangelisch-reformier-Menschenrechtsprogramm der
ten Kiırchen der Schweiz erstmalsgelischen Kirchen In der Schweiz einem langfristigen politischen Han-
deln

„Der Schweizerische Evangelische Kır- Abgeordnetenversammlung des Schwei-
chenbund verpflichtet sıch, se1ne Mıt- zerıschen Evangelıschen Kirchenbundes
verantwortun Zur Verwirklichung der Junı 1975 1n enf un Eine Alternative zum
Menschenrechte und ZUuUr Bekämpfung 29 September 975 1n ern geneh- Antirassismusprogramm
VO Diskriminierung und Rassısmus 1n migten Programmes, das Anfang No-
einem eigenen Programm wahrzuneh- vember der Presse vorgestellt wurde, Diese Verpflichtung un: das Pro-
men.“ Mıt diesem Ingreßß des VO  3 der verpflichten sıch die evangelisch-metho- MmMm insgesamt siınd wne schweize-



orgänge
rische Antwort aut das Antırassısmus- Information, Studien, tionspunkte bezwecken ıne Verbesse-

des Okumenischen Rates Jlonen rung der Kommunikatıon zwıschen
der Kıiırchen Yst die praktische dem SEK un dem OR  7 So sollen
Herausforderung durch den ORK, Im Bereich der Information wurden einerseılts dıe Beschlüsse und Empfeh-
heißt 1mM Bericht der vorbereitenden vier Beschlüsse gefaßit: „Die VOI- lungen des ORK geprüft und dies-
Kommıissıon, „brachte die Kirchen der handenen Informationsmöglichkeiten bezügliche Vorschläge zuhanden der

besonders solche, die sıch AUS denSchwei7z dazu, sıch für dıe Menschen- Mitgliedkirchen des SERKR ausgearbeitet
rechte aller Menschen un damıt auch ökumenischen Kontakten der Kırchen und anderseıts der ORK ersucht WOEI -

ergeben mussen besser ausgenutzt,Diskriminierung und Rassısmus den, bei der Vorbereitung VO  — Ent-
aktıv un: dauernd verpflichten“. verfügbar gemacht und Z Bewußt- schlüssen, die die Kirchen und nstıitu-
„Praktisch“ WAar die Herausforderung, seinsbildung in der Oftentlichkeit gC- tiıonen in der Schweiz unmıittelbar be-
weıl nıcht das Programm ZUr Bekämp- raucht werden.“ Von der kirchlichen treffen, den SEK rechtzeitig anzuhören.
fung des Rassısmus, sondern ersti die öftentlichen Information die Damıt sollte gemäfß Kommıissıons-
Einrichtung e1nes Sondertonds Zur Be- Oommıssıon insbesondere, da{fß Verlet- ericht die Handlungsfreiheıit des ORK
kämpfung des Rassısmus, dıe Arnolds- ZUNgECN der Menschenrechte nıcht nach und des SEK w1e auch dıie ökumenische
hainer Entschliefßsungen ZUuUr Vergabe wirtschaftlıchen oder polıtischen Inter- Soliıdarität gewährleistet werden kön-
VO Zuwendungen AaUuSs dem Sonder- werden. „Schaffung 111e  $

wobeıltonds Organısatıiıonen ZUur Bekämp- eiıner Dokumentationsstelle“,
tung des Rassısmus un insbesondere die damıt verbundenen Probleme VO Ferner wurde das Gespräch zwischen

Vorstand weiterzubearbeiten sınd. Mitarbeitern der Kirchen und Vertreterndie Veröffentlichung der Liste VO  - 650
Unternehmen, die 1mM süudlichen Atrıka „Dauernder Informationsaustausch der Wirtschaft beschlossen, und ZWAar

mi1t Vertretern VO  S Wirtschaft und nıcht 11Ur 1m Blick auf das Verhältnistätıg sınd, in der Schweiz dıe heftigen
Reaktionen hervorgerutfen haben Dar- Polıitik 1mM Blick aut deren möglıche VO  $ Ethik un Wirtschaft, sondern
auf ntwortet! der Vorstand des SERK Einflußnahme für Menschenrechte.“ auch 1M Blick „auf Möglichkeiten der
esonders austührlich in der Stellung- Sol] eın Arbeitsheft ZuU Thema Wırtschaft, 1mM Rahmen iıhrer Handels-
nahme VO Maı 0A5 1n der „Kırchen und Menschenrechte, Diskri- beziehungen vermehrt für dıe urch-
dem ORK harte Fragen stellte un mınıerung und Rassısmus“ für die SETZUNg der Menschenrechte einzutre-
den Mitgliedskirchen kritisches un: Gemeinden und ine weıtere Oftent- ten  «“ Der Kommissionsbericht Nnier-

selbstkritisches Nachdenken empfahl. ıchkeit herausgegeben werden. streicht, da{fß mi1t „ Vertretern der Wırt-
Studien wurden Wwe1 beschlossen. schaft“ ımmer Arbeitgeber wıe Arbeit-

Am 15 August 1974 veröftentlichte der FEınerselits oll iıne Erklärung des SEK nehmer, Unternehmensleitungen wıe
SEK dann eın Memorandum seıines In- ZU Thema „Kiırche un Menschen- Gewerkschaften gemeınt sınd un da{ß
stitutes für Sozialethik, das sıch rechte, Diskriminierung und Rassıs- diese Gesprächspartner 1n iıhrer großen
anderem bemühte, das Programm des mMus  « erarbeitet werden. Darın, der Mehrheit Mitglieder der Kırche sınd

Ww1e die Miıtarbeiter der Kirche ZurORK theoretisch un praktisch eINZU- Kommissıionsbericht, oll theologisch
ordnen ın einen größeren Rahmen, der klar begründet werden, weshalb die Zielsetzung dieses Gesprächs Ssagt der
durch den Auftrag dıe Kırchen ZUrF Kommissionsbericht: „GrundsätzlıchKirche Z Verwirklichung der Men-
Hılfe alle Unterdrückten gegeben ISt. schenrechte un Z Überwindung VO'  3 muß das Bewußtseın, da{ß wirtschaft-
Der Vorstand des SEK se1inerseılts bean- Diskriminierung und Rassısmus beizu- ıche Beziehungen über Kontinente hın-
tragte be] der Abgeordnetenversamm- tragen hat Andererseıts oll ıne dau- WCS nıcht trennen sınd VO  $ miıt-
lung eın „Programm für die Unterstüt- ernde interdiszıplınäre Studienarbeit menschlicher Verantwortung, verstärkt
ZUung der Menschenrechte un tür dıe ZUuUr Aufgabe der Kırchen 1m Bereich werden und vermehrt Konsequen-
Bekämptung VO  —$ Diskriminierung un: ZC1N tühren.“ Dabeı werden ament-„Ethik und Wirtschaft“ geleistet WCI-Rassısmus“. Am Oktober 1974 den lıch Südafrıka und Osteuropa geNaANNT.,
wurde dieses Programm grundsätzlich An ARtionen wurde erster Stelle Für Südafrıka sieht das Programm
beschlossen un einer Prüfungskom- die „ Weisung alle Beauftragten des insbesondere die Förderung der be-
M1ss1ON der Leitung VO  - Reın- SEK, sıch vermehrt für dıe allgemeıine nachteiligten Schwarzen VOTI.: ıne

„vermehrte Hılfe tür berufliıche Ausbil-hard Kuster Zur weıteren Bearbeitung Durchsetzung der Menschenrechte e1n-
übergeben. Deren Anträge, 1n einem zusetzen“, beschlossen. Dabei geht dung 1m Sınne VO Chancengleich-

heit 1n der Dritten Welt un be1Kommissionsbericht eingehend begrün- die „Anmeldung entsprechender
det, wurden dann mMi1t weniıgen nde- Forderungen zuhanden der Traktan- weıteren benachteiligten Bevölkerungs-

denlıste ökumenischer Konferenzen“ SIUDPCH, insbesondere tür schwarzeruNgscCn als Programm des SEK e1N-
stimm1g genehmigt. und darum, „1N solchen Konferenzen Südafrikaner“. Als Ziel 1St. tür den

und weıteren 7zwischenkirchlichen Kon- K ommisionsbericht „dıe BeendigungDas beschlossene Programm „besteht
1n Studien und Aktıionen. Beıides takten aufgrund präziıser Intormation“ der Rassendiskriminierung un! struk-
Information VOoraus un: dient der die Verwirklichung der Menschen- turellen Benachteiligung der schwar-

rechte Öördern. wel weıtere Ak- zen Bevölkerung“ klar. „Wır habenöftentlichen Information_.f



Vorgänge
daher 1mM Sınne einer beschleunigten spräch 7zwıschen freien Partnern. Da- Stellen un: staatlıchen Behörden
friedlichen Entwicklung mitzuhelfen, bei dürfe dieses Gespräch „nıcht 2US$S „dıe Schaftung einer Hıltsstelle für die
da Voraussetzungen entstehen, die der Haltung einer heimlichen Wırt- 1n ıhren Menschenrechten Gefährdeten
menschengerechte polıtsche und WIrt- schaftsfeindlichkeit oder mı1ıt Drohun- un Verletzten prüfen“. Das Pro-
schaftliche Lösungen ermöglichen.“ CN 1m Hintergrund geführt werden. INM wıll nıcht 1LUr erreichen, daß

iın Wırtschaft und Politik ethische Ge-Erbrachte Leistungen siınd anzuerken-
81401 Sorgen des Gesprächspartners sind sichtspunkte wesentlıch stärker beach-Kritisches, NnIC nehmen.“ Anderseıts dürfe tet werden, sondern die Kiıirchen selber

ideologisches Verhältnis „ebensowen1g einer orm des instand SETZECN, für konkrete Menschen
Wıirtschaft ‚Bündnısses VO  3 TIhron und Altar‘ füh- konkrete Hılte eisten.

1°GIM Faıirnelß, gegenseltiges Sıchkennen Mıt der Durchführung des Programmes
Die Kommisionsminderheit wollte dıe und Vertrauen ermöglıcht Oftenheıt wurde der Vorstand des SEK beauf-
unternehmerischen Entscheide insge- un gegebenentalls sachliche harte An- dem ıne Kommissıon D Ver-
SAamt,t 1NSs Gespräch einbeziehen, die tragen.“ Das Verhältnis AT Wıirtschaft wirklichung der Menschenrechte und
ökonomischen und Juristischen Ge- oll also durchaus nıcht unkritisch se1n, Z Bekämpfung VO  e Diskriminierung
sıchtspunkte (der Wırtschaft) den polı- denn wirtschaftliche Beziehungen schlie- und Rassısmus beratend ZUr Seite STEe-
tischen und ethischen (der Kırche) en allen Umständen mıtmensch- hen oll Gewählt werden soll diese
gegenüberstellen können. Dabe! lıche Verantwortung e1n, da{fßs eın Kommıissıon durch die nächste Abge-

ausschlie{fßlich wirtschaftsorientiertesware auch die möglıche Notwendigkeıit ordnetenversammlung, der der Vor-
ın Betracht zıehen SCWESCH, „Han- Denken nıcht genugt Aus ıhrem Auf- stand überdies weıtere Anträge Z

delsbeziehungen mıiıt Staaten, welche trag hat dıe Kiırche tür bedrängte Dokumentationsstelle für Menschen-
die Menschenrechte verletzen, redu- Menschen Parte1 ergreıifen, aber s1e rechte sSOWI1e ZUiT Hıltsstelle für
zıeren, einfrieren lassen oder abzu- oll nıcht Parte1 se1IN; S1e oll die Wırt- Menschenrechtsgefährdete unterbreiten
brechen, WE der Zielkonflikt 7W1- schaft mMI1It ethischen Forderungen kon- wiırd. Nıchrt zuletzt VO  e diesen och
schen ethischen Prämissen un: ökono- frontieren, S1e dart sıch dabe] aber offenen Programmpunkten her drängt
mıschen Interessen nıcht anders lösbar nıcht IUr ideologische Ziele mıßbrau- sıch dıe rage auf, ob das Programm
1ST chen lassen“. In entsprechender Weıse der evangelischen Kırchen nıcht ıne
Der Antrag der Minderheit, das Sagt ol schließlich auch das Gespräch MI1t Aufgabe werden müßste, die VO!] allen
ıhr Bericht unmiıßverständlich, hätte schweızerıischen Politikern und Diplo- 1n der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
zudem Z entwicklungspolitischen gyesucht werden. Kirchen 1n der Schweiz verbundenen
Kritik der wırtschaftlıchen Tätıgkeıit
schweizerischer Unternehmen 1n der

Kirchen werden könnte. Auf
seıten der römisch-katholischen Kıiırche

Dritten Welt führen mussen. Sozıale onkreie Hılfe tür
und wiırtschaftliche

jedenftalls dartf ıne grundsätzlıche Be-
Besserstellungen konkrete enschnhen reitschaft dazu ANSCHOIMIMMNEN werden,

diskriminierter Menschen selen ımmer da dıe Schweizer Bischofskonferenz
Teıl eınes größeren Zusammenhanges, Da außer diskrimınıerten Gruppen Dezember 1975 1n Beantwortung
eines Befreiungsprozesses. „In bezug auch immer viele verfolgte Einzelper- einer entsprechenden Anfrage des SEK
auf Länder, in denen die Gesetzgebung, ON mi1t ıhren Famılıen oibt und weıl beschlossen hat, die Möglichkeiten der
die soz10-Okonomischen Machtverhält- römisch-katholischen Kıiırche eıner auch
N1SSe, die Strukturen des Unterneh- in vielen Fällen rasch gehandelt und

konkrete Hılfe tür konkrete Menschen finanziellen Beteiligung der Hılts-
INECNS (Produktionstormen un Wahl stelle durch ihre Kommissıon Justitıia
VO  = Technologie und Produktion) den geleistet werden mujß, wurde der Vor-

stand des SEK beauftragt, InNnmen eT DPax abklären lassen.
beschriebenen soz1alen und wirtschaft- miıt kirchlichen und nıchtkirchlichen W.-Sp.lichen Verbesserungen keine Chance
einräumen, sondern Prozesse des —

gleichen Wachstums und der unglei-
chen Machtverteilung begünstigen, 1St
nıcht auszuschließen, da{fß dıe kırchliche Ungarns Kommunisten behindern denSeıite 7A EL Rückzug der Investitionen
AUuUs den betreftenden Ländern Religionsunterricht
mufß.“ Dabei hätte die Mınderheit den
oftenen Konflikt mMi1t der Wirtschaft Das zwıschen den ungarischen Bıschö- die VO  ; 1fianchen Zweckoptimisten

ten und dem staatliıchen Kırchenamtbewufßt ın aut SCHOMMECN. der Vorsitzende der ungarıschen
ausgehandelte und 15 Januar 1975 Bischofskonferenz, Erzbischof Joseph

Dıie Mehrheit der Oommı1ıssıon und dıie iın raft Übereinkommen über [ 17a4s, hatte während der Bischofssyn-
Abgeordnetenversammlung dagegen den bırchlichen Religionsun terrıch ode 1974 1n Rom die Neuregelung als
entschieden sıch für eın oftenes (Je- (vgl Februar KD, 56) hat nıcht einen wiıchtıgen Schritt ZUr Verbesse-


